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Besteuerung von Kapitaleinkünften in Deutsch-
land: Die Pauschalbesteuerung nach § 6 InvStG 
unterfällt nicht der Stillhalteklausel des Art. 64 
AEUV und ist auch in Drittstaatenfällen an der 
Kapitalverkehrsfreiheit zu messen 

Mit Urteil vom 17.11.2015, Az.: VIII R 27/12, veröffent-
licht am 10.02.2016, bestätigt der BFH, dass die Rege-
lung des § 6 InvStG, aufgrund der fehlenden Möglichkeit 
des Nachweises tatsächlicher Besteuerungsgrundlagen 
durch den Anteilseigner, gegen die Kapitalverkehrsfrei-
heit verstößt. Die Pauschalbesteuerung von Erträgen aus 
intransparenten Fonds gem. § 6 InvStG fällt nicht unter 
die Stillhalteklausel des Art. 64 Abs. 1 AEUV; die Rege-
lung ist am Maßstab der Kapitalverkehrsfreiheit gem. 
Art. 63 AEUV zu messen.

§ 6 InvStG fällt nicht unter die Stillhalteklausel des 
Art. 64 Abs. 1 AEUV

Die Entscheidung des BFH entzieht der bisherigen An-
sicht des Bundesministeriums für Finanzen, wonach die 
Regelung des § 6 InvStG lediglich eine abgemilderte 
Nachfolgeregelung des § 18 Abs. 3 AuslInvestmG dar-
stelle und insofern Bestandsschutz bestehe, den Bo-
den. Die Stillhalteklausel des Art. 64 AEUV, welche die 
Pauschalbesteuerung nach § 18 Abs. 3 AuslInvestmG im 
Verhältnis zu Drittstaaten aus dem Schutzbereich der 
Kapitalverkehrsfreiheit ausnimmt (Urteil des EuGH vom  
21. Mai, Wagner-Raith, 2015 C-560/13), finde angesichts 
der grundlegenden Neukonzeption durch das Invest-
mentmodernisierungsgesetz ab 2004 und der damit ein-
hergehenden Verschärfung von Bekanntmachungs- und 
Veröffentlichungspflichten in § 5 InvStG auf die Regelun-
gen des InvStG, keine Anwendung.
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§ 6 InvStG verstößt auch in Drittstaatenfällen gegen 
die  Kapitalverkehrsfreiheit gem. Art. 63 AEUV

Im Bezug auf Investmentfonds aus EU/EWR-Staaten hat-
te der EuGH bereits mit Urteil vom 9. Oktober 2014 in 
der Rechtssache C-326/12 „van Caster und van Caster“ 
entschieden, dass § 6 InvStG zu einer Beschränkung der 
Kapitalverkehrsfreiheit führe. Diese Entscheidung ba-
siert auf der Feststellung, dass die investmentsteuer-
lichen Berichts- und Informationspflichten gerade von 
einem Investmentfonds, der nicht auf dem deutschen 
Markt tätig sei und nicht aktiv auf diesen Markt abziele, 
wahrscheinlich nicht erfüllt würden. Da es sich bei sol-
chen Fonds in der Regel um ausländische Fonds handele, 
sei - so der EuGH - festzustellen, dass § 6 InvStG geeignet 
sei, einen deutschen Anleger davon abzuhalten, Antei-
le an einem solchen ausländischen Investmentfonds zu 
zeichnen. Denn § 6 InvStG setze ihn einer nachteiligen 
pauschalen Besteuerung aus, ohne ihm die Möglichkeit 
zu bieten, Unterlagen oder Informationen beizubringen, 
mit denen sich die Höhe seiner tatsächlichen Einkünfte 
nachweisen lasse.

§ 6 InvStG sei folglich an das Unionsrecht anzupassen. 
Dem Steuerpflichtigen, der Anteile an einem ausländi-
schen Investmentfonds gezeichnet hat, sei die Möglich-
keit einzuräumen, die tatsächliche Höhe seiner Einkünfte 
nachzuweisen

Möglichkeit und Umfang des Nachweises der tat-
sächlichen Fondserträge

Nach der jetzigen Entscheidung des BFH ist § 6 InvStG 
auch im Hinblick auf Fonds aus Drittstaaten unions-
rechtskonform auszulegen und der Nachweis tatsäch-
licher Erträge durch den Steuerpflichtigen zuzulassen. 
Steuerpflichtigen Anteilseignern sei die Möglichkeit ein-
zuräumen, tatsächliche Erträge aus intransparenten In-
vestmentfonds auch bei deren Herkunft aus Drittstaaten 
nachzuweisen und hierdurch die pauschale Besteuerung 
abzuwenden. Der Nachweis habe durch die Vorlage ein-

schlägiger Belege zu erfolgen, anhand derer die Finanz-
behörden, die zur ordnungsgemäßen Bemessung der 
Steuer auf die Erträge aus den Investmentfonds erfor-
derlichen Angaben, klar und genau prüfen könnten.

Inhalt, Form und Maß an Präzision, denen die Angaben 
genügen müssen, sind von der Finanzverwaltung zu be-
stimmen und wurden durch das Bundesministerium für 
Finanzen bereits nach der Entscheidung „van Caster und 
van Caster“ konkretisiert.¹  

Subsidiarität der Pauschalbesteuerung; Ermittlungs-
pflicht der Finanzbehörden

Aufgrund der Subsidiarität der Pauschalbesteuerung sei-
en im Falle unvollständiger Angaben des Steuerpflichti-
gen die Finanzbehörden darüber hinaus zunächst ver-
pflichtet, etwaige Auskunftsansprüche gegenüber der 
Finanzverwaltung des betroffenen Drittstaates geltend 
zu machen, um Angaben zu den Besteuerungsgrundla-
gen der Investmentfonds zu verifizieren und zu vervoll-
ständigen. 

Dies jedoch nur im Rahmen bestehender vertraglicher 
Verpflichtungen zwischen Deutschland und dem Sitz-
staat des Investmentfonds, welche einen gemeinsamen 
Rechtsrahmen für die Zusammenarbeit schaffen und 
Verfahren für den Informationsaustausch zwischen den 
betroffenen nationalen Behörden vorsehen. Der deut-
schen Finanzverwaltung muss es hierdurch möglich sein, 
Informationen über die im Drittsaat ansässigen Invest-
mentfonds über die dortige Steuerverwaltung zu erhal-
ten.

Eine Rechtsgrundlage dieses Informationsaustauschs 
kann sich bspw. aus einem bestehenden Doppelbesteu-
erungsabkommen ergeben. Dies insbesondere in Fällen 
einer sog. großen Auskunftsklausel, welche Grundlage 
sowohl für die Auskunftserteilung auf Ersuchen als auch 
für die spontane Auskunftserteilung ist und der deut-
schen Finanzverwaltung das Recht gewährt, Auskünfte 

  
¹ siehe dazu BMF-Schreiben in BStBl I 2015, 610.
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auch nur zur Durchführung des innerstaatlichen Rechts 
zu verlangen.

Rechtfertigung der Pauschalbesteuerung durch Not-
wendigkeit wirksamer steuerlicher Kontrolle

Gerechtfertigt sei der Verstoß gegen die Kapitalverkehrs-
freiheit durch die Besteuerung nach § 6 InvStG jedoch, 
sofern für die Finanzbehörden keine Möglichkeit einer 
wirksamen steuerlichen Kontrolle bestehe. Die Finanz-
verwaltung bedarf entsprechender Informationen, um 
eine auch vor dem Gleichheitssatz bestehende Besteu-
erung von Anlegern ausländischer Investmentfonds si-
cherzustellen.

Eine Schätzung zugunsten des Steuerpflichtigen käme 
bei Mitteilung lückenhafter und nicht weiter aufklärba-
rer Besteuerungsgrundlagen demnach allenfalls in einem 
sehr engen Rahmen in Betracht.

Folgen für die steuerliche Praxis

Soweit dem Steuerpflichtigen der Nachweis tatsächlich 
erzielter Fondserträgen aus Drittstaaten in der nach  
§ 5 Abs. 1 Nr. 3 InvStG vorgeschrieben Qualität gelingt 
und diese Angaben durch entsprechende Nachweise be-
legt bzw. durch einen gesetzlich zur Erbringung von Steu-
erberatungsleistungen befugten Berufsträger überprüft 
und bestätigt wurden, haben die Finanzbehörden unse-
rer Ansicht nach diese Erträge der Besteuerung zugrunde 
zu legen.

Nach der aktuellen Entscheidung des BFH, ist jeden-
falls für Investmentfonds mit Sitz in den Vereinigten 
Staaten von Amerika geklärt, dass im Falle lückenhafter 
bzw. unvollständiger Besteuerungsgrundlagen, das DBA 
Deutschland/USA eine für den Informationsanspruch 
der deutschen Finanzbehörden ausreichende Rechts-
grundlage bildet. Die Behörden sind aus diesem Grund 
verpflichtet, die Angaben des Steuerpflichtigen im Wege 
des Informationsaustausches soweit möglich zu vervoll-
ständigen bzw. zu verifizieren.

Für Steuerpflichtige, die Anteile an ausländischen Invest-
mentfonds in sonstigen Drittstaaten gezeichnet haben, 
ist zunächst zu prüfen in welchem Umfang der Nachweis 
tatsächlicher Erträge gelingen kann. Sollte der Nachweis 
nur unvollständig möglich sein, ist zu prüfen ob und in-
wieweit Informationsansprüche der deutschen Finanz-
behörden gegen Behörden des jeweiligen Drittstaates 
bestehen. Auch die Möglichkeit einer Schätzung zur Be-
seitigung evtl. Ungenauigkeiten kommt hier in Betracht.

Für betroffene Kunden ist in jedem Fall eine Einzelbe-
trachtung der individuellen Situation erforderlich. Gerne 
stehen wir Ihnen oder Ihren Kunden für eine Beratung 
zur Verfügung.

Wir stehen Ihnen mit unseren auf das Wirtschafts- 
und Steuerstrafrecht spezialisierten Rechtsanwäl-
ten und Steuerberatern selbstverständlich gerne zur 
Verfügung.
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Haftungsausschluss:
Bei den in diesem Newsletter enthaltenen Informatio-
nen handelt es sich um unverbindliche Hinweise. Der 
Newsletter soll auf aktuelle Themen in ausgewählten 
Rechtsgebieten, z. B. des Wirtschafts- und Steuerrechts, 
aufmerksam machen und eine erste Orientierung geben. 
Hierdurch kann eine Rechts- und Steuerberatung nicht 
ersetzt werden. Der Newsletter wird mit grösstmöglicher 
Sorgfalt erstellt. Gleichwohl kann keine Haftung für den 
Inhalt übernommen werden. Für weitere Rückfragen so-
wie für eine konkrete Beratung im Einzelfall stehen wir 
Ihnen selbstverständlich gerne zur Verfügung.
 
Dieser Newsletter unterliegt dem Urheberrecht.  
Jede Verwertung, z. B. Vervielfältigung, Bearbeitung, 
Einspeicherung, Verarbeitung, bedarf der vorherigen 
Zustimmung der Baumgartner & Partner PartG mbB.

Ihre Ansprechpartner für eine Kontaktaufnahme sind:

Steuerberater Dipl.-Finanzwirt Markus Baumgartner  
Partner 
+41 44 20593-30
markus.baumgartner@baumgartnerpartner.com

Steuerberaterin Dipl.-Oec. Caroline Müller 
Partner
Niederlassungsleiterin Frankfurt
+49 69 7167377-0
caroline.mueller@baumgartnerpartner.com
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